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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 
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die für die Beſtimmung des Dienſtalters der Richter maßgebenden Grundſätze, S. 318. 


(Nr. 8640.) Geſetz, betreffend die Bildung von Waſſergenoſſenſchaften. Vom 1. April 1879. 


8 ’ 1 Bons 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, für 


den ganzen Umfang derſelben, was folgt: 


Erſter Abſchnitt. 
Allgemeine Vorſchriften. 


$. 1. 
Zur Benutzung oder Unterhaltung von Gewäſſern, 
zur Ent⸗ oder Bewäſſerung von Grundſtücken, 
zum Schutze der Ufer, 
zur Anlegung, Benutzung oder Unterhaltung von Waſſerläufen oder Sam⸗ 
melbecken, 


zur Herſtellung und Verbeſſerung von Waſſerſtraßen (Flößereien) und an- 
deren Schifffahrtsanlagen 


können Genoſſenſchaften nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes gebildet werden. 


§. 2. 
Auf das Deichweſen und auf ſolche Entwäſſerungsanlagen, welche von 
Deichverbänden als Zubehörungen von Deichen ausgeführt werden, findet dieſes 
Geſetz keine Anwendung. 


Soweit es ſich um die Errichtung neuer oder die Verhältniſſe be⸗ 
ſtehender Genoſſenſchaften zur Ent- oder Bewäſſerung von Grundſtücken 
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Ausgegeben zu Berlin den 6. Mai 1879, 
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handelt, ſind nachfolgende Gebietstheile den Vorſchriften dieſes Geſetzes nicht 
unterworfen: 

1) der Kreis Siegen; 

2) die Herzogthümer Bremen und Verden, ſoweit die Deichordnung vom 
29. Juli 1743 Anwendung findet; 

3) das Land Hadeln; d 

4) das Fürſtenthum Lüneburg und die zur 1 0 Hannover gehörigen 
Lauenburgiſchen Landestheile, ſoweit die Lüneburgiſche Deich⸗ und 
Sielordnung vom 15. April 1862 Anwendung findet; 

5) die Grafſchaften Hoya und Diepholz, ſoweit die Deich- und Abwäſſe⸗ 
rungsordnung vom 22. Januar 1864 Anwendung findet oder dem⸗ 
nächſt in Anwendung gebracht werden wird; 

6) das Fürſtenthum Oſtfriesland und die Stadt Papenburg; 

7) das Jadegebiet. 

§. 4. 


Die Genoſſenſchaften (F. 1) werden durch Vertrag — freie Genoſſen⸗ 
alas — oder durch Beſchluß der ftaatlichen Behörde — öffentliche Genoffen- 
ſchaften — begründet. 
§. 5 


Der Genoſſenſchaft können außer den Eigenthümern der bei dem Unter⸗ 
nehmen betheiligten Grundſtücke nur diejenigen Gemeinde⸗ Amts-, Kreis⸗ und 
ſonſtigen Kommunalverbände, ſowie diejenigen Deich- und Meliorationsverbände, 
deren Intereſſen bei dem Unternehmen betheiligt ſind, als Mitglieder angehören. 


. 6. 
Dem Eigenthümer im Sinne dieſes Geſetzes iſt derjenige gleichzuachten 
welcher ein erbliches unbeſchränktes Nutzungsrecht an einem Gabi hal 


7 
Die Genoſſenſchaft muß ihren Sitz im Inlande haben. 


$. 8. 
. Die Rechtsverhältniſſe der Genoſſenſchaft müſſen durch ein Statut geregelt 
werden. 
$. 9 


Die Genoſſenſchaft muß einen Vorſtand haben, welcher dieſelbe in allen 

ihren Angelegenheiten vertritt. 
§. 10. 

Die Genoſſenſchaft kann unter ihrem Namen Rechte erwerben und Ver⸗ 
bindlichkeiten eingehen, Eigenthum und andere dingliche Rechte an Grundſtücken 
erwerben, vor Gericht klagen oder verklagt werden. Ihr ordentlicher Gerichts- 
ſtand iſt bei dem Gerichte, in deſſen Bezirk ſie ihren Sitz hat. 
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Zweiter Abſchnitt. 
Freie Genoſſenſchaften. 


. 11. 


| Der Vertrag, durch welchen eine freie Genoſſenſchaft begründet wird (Ge⸗ 
noſſenſchafts⸗Statut), muß gerichtlich oder notariell aufgenommen werden. 


$. 12. 


Das Genoſſenſchafts⸗-Statut muß enthalten: 

1) den Namen und Sitz der Genoſſenſchaft; 

2) den Genoſſenſchaftszweck unter . auf den Plan für die Aus⸗ 
führung des genoſſenſchaftlichen nternehmens; 

3) die genaue Bezeichnung der bei dem Unternehmen betheiligten Grund⸗ 
ſtücke oder Theile von Grundſtücken unter Beifügung beglaubigter 
Karten nebſt Regiſter; 

4) die Zeitdauer der Genoſſenſchaft, falls dieſelbe auf eine beſtimmte Zeit 
beſchränkt ſein fol; 

5) die den Genoſſen obliegenden Verpflichtungen; 

6) das Verhältniß der Theilnahme an den Nutzungen und Laſten, ſowie 
am Stimmrechte; 

| 7) die Art der Wahl und Zuſammenſetzung des Vorſtandes, die Verwal⸗ 

| 5 deſſelben und die Formen für die Legitimation der Mit⸗ 

| glieder des Vorſtandes und deren Stellvertreter; 

| 8) die Form für die Zuſammenberufung der Genoſſen; 

| 9) die Gegenstände, über welche nicht ſchon durch einfache Stimmenmehrheit 

| der auf Zuſammenberufung erſchienenen Genoſſen, ſondern nur durch 

eine größere Stimmenmehrheit oder nach anderen Erforderniffen Beſchluß 
| gefaßt werden kann; 

| 10) die Form, in welcher die von der Genoſſenſchaft ausgehenden Bekannt⸗ 

| machungen erfolgen, ſowie die öffentlichen Blätter, in welche die für die 

| Oeffentlichkeit beſtimmten Bekanntmachungen aufzunehmen find; 
11) die Bedingungen für eine Aenderung des Statuts; 
12) die e en des Ein- und Austritts der Genofjen, ſowie Vor⸗ 
ſchriften über die Auflöſung der Genoſſenſchaft. 


F. 13. 


Das Statut und ein Mitgliederverzeichniß müſſen bei dem Gerichte, welchem 
die Führung der Handelsregiſter in dem Bezirke, in N die Genoſſenſchaft 
(Nr. 8640.) 5 
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ihren Sitz hat, obliegt, durch den Vorſtand 1 und von dem Gerichte in 
ein Ei dieſem Zwecke anzulegendes Regiſter für Waſſergenoſſenſchaften eingetragen 
werden. 

$. 14. 

Das Regiſter (F. 13) ift öffentlich, die Einficht deſſelben iſt während der 
gewöhnlichen Dienſtſtunden einem Jeden geſtattet. Auch kann von den Ein⸗ 
tragungen gegen Erlegung der Koſten eine Abſchrift gefordert werden, die auf 
Verlangen zu beglaubigen iſt. e Vorſchriften über die Einrichtung und 
Führung des Regiſters werden im Wege der Ausführung dieſes Geſetzes erlaſſen. 


$. 15. 
Nach der Eintragung hat das Gericht öffentlich bekannt zu machen: 
1) das Datum des Statuts; 
2) den Namen, Sitz und Zweck der Genofjenfchaft; 
3) die Zeitdauer der Genoſſenſchaft, im Falle dieſelbe auf eine beſtimmte 
Zeit beſchränkt fein foll; 
4) die Namen und den Wohnort der zeitigen Vorſtandsmitglieder; 


5) die öffentlichen Blätter, in welche die Bekanntmachungen der Genoſſenſchaft 
aufzunehmen ſind. 
$. 16. 


Erſt mit der Eintragung in das Regiſter ($. 13) erlangt die Genoſſenſchaft 
die ihr nach dieſem Geſetze zuſtehenden Rechte. 


75 
Werden nach der Einreichung des Statuts bei dem zur Führung des 
Regiſters zuſtändigen Gerichte neue Mitglieder in die Genoſſenſchaft aufgenommen, 
ſo hat der Vorſtand binnen 14 Tagen, vom Tage der Aufnahme an gerechnet, 
dem Gerichte hiervon Anzeige zu machen. 


$. 18. 


Der Genoſſenſchaftsvorſtand hat austretende oder neu eintretende Vorſtands⸗ 
mitglieder binnen 14 Tagen zur Eintragung in das Regiſter anzumelden. 


$. 19. 


Jede Aenderung des Statuts muß gerichtlich oder notariell dene 
und bei dem zur Führung des Regiſters Aue Gerichte unter Ueberreichung 
des Genoſſenſchaftsbeſchluſßes binnen 14 Tagen angemeldet werden. 

Mit dem Abänderungsbeſchluſſe wird in gleicher Weiſe, wie mit dem 
urſprünglichen Vertrage 5 

Eine Veröffentlichung findet nur inſoweit ftatt, als ſich dadurch die in 
den früheren Bekanntmachungen enthaltenen Angaben ändern. 

Der Beſchluß hat Dritten gegenüber keine rechtliche Wirkung, bevor derſelbe 
in das Regiſter eingetragen worden iſt. 
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. | 
Mitglieder des Vorſtandes, welche bei ihrer Geſchäftsführung den Beſchlüſſen 


der Genoſſenſchaft oder den Vorſchriften dieſes Geſetzes oder des Statuts entgegen 
handeln, haften perſönlich und ſolidariſch für den dadurch entſtandenen Schaden. 


F. 21. 


Der Vorſtand hat die Genoſſen zuſammenzuberufen, ſobald das Intereſſe 
der Genoſſenſchaft es erfordert, insbeſondere wenn eine Zwangsvollſtreckung in 
das Vermögen derſelben fruchtlos geblieben iſt. 


$. 22. 


Auf Antrag eines Fünftels der Genoſſen (nach der Perſonenzahl oder dem 
Stimmrecht) muß der Vorſtand die Genoſſen zuſammenberufen. Erfolgt dieſe 
Berufung nicht binnen 14 Tagen, oder iſt der Tag der Verſammlung auf mehr 
als 4 Wochen hinausgerückt worden, ſo hat jeder der Antragſteller das Recht, 
die Zuſammenberufung durch einen öffentlichen Notar herbetzuflhren. 

Der Notar hat bei den 1 die Vorſchriften des Statuts zu beachten, 
die Legitimation der Erſchienenen feſtzuſtellen und die Verſammlung zu leiten. 

Eine ſolche Verſammlung iſt befugt: 

a) Vertreter der Genoſſenſchaft zur Verfolgung von Anſprüchen gegen den 

Vorſtand zu beſtellen, 

b) den Vorſtand zu entſetzen und eine Neuwahl vorzunehmen. 

In dem vormaligen Herzogthum Naſſau, ſowie in den Hohenzollernſchen 
Landen tritt, jo lange daſelbſt Notare nicht angeſtellt find, unter denſelben Vor⸗ 
ausſetzungen und mit denſelben Befugniſſen und Obliegenheiten der Bürgermeiſter 
an die Stelle des Notars. 


§. 23. 


Die Beſtellung des Vorſtandes kann zu jeder Zeit durch Beſchluß der Ge— 
noſſenſchaft widerrufen werden, unbeſchadet der Rechte auf Entſchädigung aus 
beſtehenden Verträgen. i 

Zur Gültigkeit eines auf die Entſetzung des Vorſtandes ($. 22) oder den 
Widerruf der Beſtellung gerichteten Bel luſſes der Genoſſenſchaft iſt es jedoch 
erforderlich, daß derſelbe, falls im Statut Anderes nicht beſtimmt iſt, mit einer 
Mehrheit von zwei Dritteln ſämmtlicher Mitglieder der Genoſſenſchaft gefaßt wird. 


§. 24 
— die Verbindlichkeiten der Genoſſenſchaft haftet deren Vermögen. 

enügt daſſelbe zur e Sr der Gläubiger nicht, fo iſt die Genoffen- 
ſchaft den Gläubigern verpflichtet, die Erfüllung der Verbindlichkeiten durch Bei- 
träge zu bewirken, welche von dem Vorſtande, Danish anaBpuhie von den Liquida⸗ 
toren (§F. 34 ff.) nach dem im Statut feſtgeſetzten Theilnahmeverhältniß auf die 
Genoſſen umzulegen und erforderlichen Falles durch Klage beizutreiben ſind. 

(Nr. 8640.) 
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Iſt zur Beitreibung der Beiträge die Zwan 1 1 egen einen 
Genoſſen ganz oder theilweiſe fruchtlos geblieben, 0 iſt der Ausfall auf die 
übrigen Genoſſen in gleicher Weiſe zu vertheilen. Daſſelbe findet ftatt, wenn 
über das Vermögen eines Genoſſen das Konkursverfahren eröffnet worden iſt, 
unbeſchadet des Rechtes der Genoſſenſchaft, ihre Forderungen auf die Beiträge im 
Konkursverfahren zur Geltung zu bringen. 

Im Falle der Zwangsvollſtreckung zur Erfüllung der im Abſatz 2 be⸗ 
ſtimmten Verpflichtungen können die dem Vorſtande obliegenden Handlungen 
durch einen Dritten vorgenommen werden (Deutſche Cwilprozeßordnung 8 

Den beauftragten Dritten ſteht das Recht zu, die Genoſſen nach Maßgabe 
der Beſtimmungen des F. 22 Abſ. 2 zu berufen. 

Wer in eine beſtehende Genoſſenſchaft eintritt, haftet auch für alle vor 
ſeinem Eintritt entſtandenen Verbindlichkeiten der Genoſſenſchaft. Entgegenſtehende 
Verträge ſind gegen Dritte wirkungslos. 


$. 25. 


Gläubiger eines Genoſſen ſind nicht befugt, die zum Genoſſenſchaftsvermögen 
gehörigen Sachen, Forderungen oder Rechte zum Behuf ihrer Befriedigung oder 
icherſtellung in Anſpruch zu nehmen. Ebenſowenig findet Kompenſation zwiſchen 
Forderungen der Genoſſenſchaft und Forderungen des Genoſſenſchaftsſchuldners 
gegen einen Genoſſen während des Beſtehens der Genoſſenſchaft ſtatt. 


$. 26. 


Die Beſtimmung des vorigen Paragraphen gilt auch in Betreff der Gläu⸗ 
biger, zu deren Gunſten eine Hypothek oder ein Pfandrecht an dem Vermögen 
eines Genoſſen beſteht. s 

Ihre Hypothek oder ihr Pfandrecht erſtreckt ſich nicht auf die zum Genoſſen⸗ 
ſchaftsvermögen gehörigen Sachen, Forderungen und Rechte oder auß 
an denſelben. 

Diejenigen Rechte, welche an dem von einem Genoſſen in das Vermögen 
der Genoſſenſchaft eingebrachten Gegenſtande bereits zur Zeit des Einbringens be⸗ 
ſtanden, werden durch die vorſtehenden Beſtimmungen nicht berührt. 


$. 27. 


„Bei einem Wechſel in der Perſon der Eigenthümer der bei dem Unternehmen 
beteiligten Grundſtücke tritt der neue Erwerber kraft Geſetzes an Stelle des früheren 
Beſitzers als Mitglied in die Genoſſenſchaft. : 

Wer ein betheiligtes Grundſtück als Benefizialerbe erwirbt, haftet für die 
vor ſeinem Eintritt entſtandenen Verbindlichkeiten der Genoſſenſchaft nur als Bene⸗ 
ſizialerbe. Die Vorſchriften des . Rechts, durch welche die Haftung 
der Ehefrau für Verbindlichkeiten der Gütergemeinſchaft eingeſchränkt wird, werden 
durch die Vorſchrift des erſten Abſatzes nicht berührt. 

Die Vorſchrift des erſten Abe es findet nur unbeſchadet der Rechte vor- 
eingetragener Gläubiger und Kealberech 
mit folgender Maßgabe Anwendung: 


einen Antheil 


tigter und zwar bei Zwangsvollſtreckungen 
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Wenn das Gebot für ſolche Hypotheken, Grundſchulden und andere Real⸗ 
berechtigungen, welche bereits eingetragen waren, bevor der Eigenthümer des zu 
verſteigernden Grundſtücks der Genoſſenſchaft beitrat, nicht vollſtändige Deckun 
gewährt, ſo ſind die Betheiligten befugt, zu ee „daß das Grundſtück au 
unter der Bedingung ausgeboten werde, daß der Erſteher nicht verpflichtet iſt, in 
die Genoſſenſchaft einzutreten. 


| $. 28. 


Die Vorſchriften des bürgerlichen Rechts über die Vorausſetzungen, unter 
welchen Rechte an einem im Grundbuch (Stockbuch) eingetragenen Grundſtücke 
5 gegen Dritte erlangen, werden durch die $$. 24 bis 27 nicht 
erührt. 

Auf Antrag des Genoſſenſchaftsvorſtandes iſt ein Vermerk über die 
Betheiligung der im Statut bezeichneten Grundſtücke 6 12 Nr. 3) bei dem Unter⸗ 
nehmen im Grund⸗ oder Stockbuch einzutragen. er Genoſſenſchaftsvorſtand 
hat den Antrag binnen zwei Wochen nach der Eintragung des Statuts zu ſtellen. 

Die Vorſchrift des vorſtehenden Abſatzes findet entſprechende Anwendung, 
wenn in die Genoſſenſchaft ein Mitglied mit bisher nicht betheiligten Grundſtücken 
eintritt. 

$. 29. 


| Der Austritt eines Genoſſen iſt dem Gerichte, von welchem das Regiſter 
N eführt wird, binnen 14 Tagen, vom Tage des Austritts an gerechnet, vom Bor. 
fande anzuzeigen. 

Auf Anmeldung eines Genoſſen hat das Gericht, von welchem das Regiſter 
für Waſſergenoſſenſchaften geführt wird, die Behauptung des Austritts vorzu— 
merken und dem Vorſtande Nachricht zu geben. 

Dieſe Vorbemerkung ſichert die Rechte des Genoſſen für den Fall, daß 

durch Anerkenntniß des Vorſtandes oder durch richterliches Erkenntniß der Austritt 
als rechtsgültig geſchehen feſtgeſtellt wird. 


$. 30. 


Der ausgetretene Genoſſe haftet für die bei ſeinem Austritt vorhandenen 
Verbindlichkeiten gleich den übrigen Genoſſen noch zwei Jahre nach erfolgter 
Anzeige des Austritts. 

Erfolgt das Ausſcheiden auf Grund des $. 27 Abf. 1, fo haftet der aus⸗ 
tretende Genoſſe während derſelben Friſt nur, inſoweit ſein en en die 
ihm nach $. 24 Abſ. 6 obliegenden Verpflichtungen nicht erfüllen kann. 


8. 
Die Genoſſenſchaft wird aufgelöſt: 
1) durch Ablauf der im Genofjenfchafts- Statut beſtimmten Zeit; 
2) durch einen Beſchluß der Genoſſenſchaft ; 
3) durch Eröffnung des Konkurſes. 
(Nr. 8640.) 
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$. 32. 


Die Auflöſung der Genoſſenſchaft muß, wenn ſie nicht eine Folge des 
eröffneten Konkurſes iſt, durch den Vorſtand zur Eintragung in das Regiſter 
binnen 14 Tagen angemeldet werden; fie muß binnen derſelben Friſt zu zwei 
verſchiedenen Malen durch die für die Bekanntmachungen der Genoſſenſchaft 
beſtimmten Blätter W werden. Durch die Bekanntmachung müſſen die 
Gläubiger zugleich aufgefordert werden, bei einem der Liquidatoren der Genoſſenſchaft, 
welche namentlich zu bezeichnen ſind, ihre Forderungen binnen Jahresfriſt anzu⸗ 
feng Nicht angemeldete Forderungen werden bei der Vertheilung nicht berüd- 
ichtigt. 

$. 33. 


Die eee, iſt vom Konkursgerichte von Amtswegen in das 

ekanntmachung der Eintragung durch eine Anzeige 

en im F. 12 Ziffer 10 beſtimmten Blättern unterbleibt. Wenn das Regiſter 

nicht bei dem Konkursgerichte 92 wird, ſo iſt die Konkurseröffnung von 

Seiten des Konkursgerichts bei dem Gerichte, bei welchem das Regiſter geführt 
wird, zur Bewirkung der Eintragung unverzüglich anzuzeigen. 

§. 34. 
Nach Auflöſung der Genoſſenſchaft außer dem Falle des Konkurſes erfolgt 


die Liquidation durch den Vorſtand oder die durch Statut oder Beſchluß der 
Genoſſenſchaft dazu berufenen Perſonen. 


6. 35. 


Die Namen der Liquidatoren ſind von dem Genoſſenſchaftsvorſtande, das 
Austreten eines Liquidators, oder das Erlöſchen der Vollmacht eines ſolchen iſt 
von den übrigen Liquidatoren bei dem das Regiſter führenden Gerichte binnen 
14 Tagen zur Eintragung in das Regiſter anzumelden. 


$. 36. 


Dritten Perſonen kann die Beſtellung von Liquidatoren, ſowie das Aus⸗ 
treten eines Liquidators, oder das Erlöſchen der Vollmacht eines ſolchen nur 
inſofern entgegengeſetzt werden, als dieſe Thatſachen im Regiſter eingetragen oder 
den dritten Personen bekannt geworden ſind. 


$. 37. 


Die Liquidatoren haben die laufenden Geſchäfte zu beendigen, die Ver⸗ 
pflichtungen der aufgelöſten Genoſſenſchaft zu erfüllen, die Forderungen derſelben 
einzuziehen und das Vermögen der Genoſſenſchaft zu verſilbern. Sie haben die 
Genoſſenſchaft gerichtlich oder außergerichtlich zu vertreten, ſie können für dieſelbe 
Vergleiche ſchließen und Kompromiſſe eingehen. Zur Beendigung ſchwebender 
Geſchäfte können die Liquidatoren auch neue Geſchäfte eingehen. Die Veräuße⸗ 
rung unbeweglicher Sachen kann durch die Liquidatoren, ſofern nicht das Statut 
oder ein Beſchluß der Genoſſenſchaft anders beſtimmt, nur durch öffentliche Ver⸗ 
ſteigerung bewirkt werden. 


$. 38. 


Eine Beſchränkung des Umfangs dieſer Geſchäftsbefu niß der Liquidatoren 
(F. 37) hat gegen beit Werfonen keine rechtliche Wirkung. 5 


$. 39. 


Sind mehrere Liquidatoren vorhanden, fo konnen fie die zur Liquidation 
ben n Handlungen mit rechtlicher Wirkung nur in Gemeinſchaft vornehmen, 
ofern nicht ausdrücklich beſtimmt iſt, daß ſie einzeln handeln können. 


F. 40. 


Die Liquidatoren haben bei der Geſchäftsführung den Beſchlüſſen der Ge⸗ 
noſſenſchaft Folge zu geben, widrigenfalls ſie der letzteren für den durch ihr Zu⸗ 
widerhandeln erwachſenen Schaden perſönlich und ſolidariſch haften. 


F. 41. 


Eine Vertheilung von genoſſenſchaftlichem Vermögen unter die Genoſſen 
darf erſt nach Tilgung der genoſſenſchaftlichen Schulden erfolgen. 
Fur noch nicht fällige oder ſtreitige Schulden iſt der Betrag bis zum Ein⸗ 
tritt der Fälligkeit oder bis zur Erledigung des Streites zurückzulegen. 


$. 42. 


Ungeachtet der Aufläfung. Der Genoſſenſchaft kommen bis zur Beendigung 
der Liquidation in Bezug auf die . der bisherigen Genoſſen unter 
einander, ſowie zu dritten Perſonen die Beſtimmungen des Statuts und des 

egenwärtigen Geſetzes zur Anwendung, ſoweit nicht aus dem Weſen der Liqui⸗ 
ation ſich ein Anderes ergiebt. f 

Der Gerichtsſtand, welchen die Genoſſenſchaft zur Zeit ihrer Auflöſun 
be bleibt bis zur Beendigung der Liquidation für die aufgelöſte Genoſſenſchaft 

eſtehen. 

Bufellumgen an die Genoſſenſchaft geſchehen mit rechtlicher Wirkung an 
einen der Liquidatoren. d 


§. 43. 


Nach Beendigung der Liquidation werden die Bücher und Schriften der 
aufgelöften Genoſſenſchaft einem der vormaligen Genoſſen oder einem Dritten in 
Verwahrung gegeben. Der Genoſſe oder der Dritte wird in Ermangelung einer 
Be Uebereinkunft — das Gericht beſtimmt, welches das Regiſter führt. 

ie Genoſſen oder deren Rechtsnachfolger behalten das Recht auf Einſicht und 
Benutzung der Bücher und Schriften. 


$. 44. 


Die Eintragungen in das Genoſſenſchaftsregiſter erfolgen koſtenfrei. 
Gef. Samml. 1879. (Nr. 8640) 44 
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Dritter Abſchnitt. 
Oeffentliche Genoſſenſchaften. 
I. Vorſchriften für alle Arten öffentlicher Genoſſenſchaften. 


§. 45. 
Die Begründung einer öffentlichen Genoſſenſchaft erfordert den Nachweis 
eines öffentlichen oder gemeinwirthſchaftlichen Nutzens. „Das Vorhandenſein dieſes 
Nutzens wird durch die Beſtätigung des Statuts endgültig feſtgeſtellt. 


$. 46. 


Außer im Falle des $. 65 kann Niemand gezwungen werden, einer öffent⸗ 
lichen Genoſſenſchaft als Mitglied beizutreten. 


$. 47. 
Für den Beitritt von Gemeinden, Körperſchaften und Verbänden zur Ge 
noſſenſchaft iſt die ſtaatliche Genehmigung nicht erforderlich. 
Lehns⸗ und Fideikommißbeſitzer find befugt, ohne Zuſtimmung der Agnaten 
der Genoſſenſchaft beizutreten. 
$. 48. 
Das Stimmverhältniß der Genoſſen wird im Statut geregelt. 
In Geno enſchaften, welche mehr als zwei Mitglieder haben, darf kein 
Genoſſe mehr als zwei Fünftel aller Stimmen vereinigen. 


$. 49. 
Die ie Genoſſenſchaft ift der Aufſicht des Staats unterworfen. 
Die Aufſicht iſt darauf beſchränkt, daß die Angelegenheiten der Genoſſenſchaft 
in Uebereinſtimmung mit dem Statut und den Geſetzen verwaltet werden. Inner⸗ 
halb dieſes Umfanges wird ſie mit den Befugniſſen gehandhabt, welche geſetzlich 
den Auſſichtsbehörden der Gemeinden zuſtehen. 

Die Aufſicht wird bei e en zur Anlegung und Verbeſſerung 
von a ri (Flößereien) und anderen Schi ee von der Bezirkö- 
regierung (Landdroſtei) und in der Beſchwerdeinſtanz vom berpräſidenten, bei 
allen anderen Genoſſenſchaften von dem Kreis- (Stadt) Ausſchuß, in der Be 
ſchwerdeinſtanz vom Bezirksrath geführt. 

Zuſtändig iſt diejenige dieſer Behörden, in deren Bezirk die Genoſſenſchaft 
ihren Sitz hat. 5 

50. 


Wenn die Genoſſenſchaft es unterläßt oder verweigert, die ihr geſetz oder 
ſtatutenmäßig obliegenden Leiſtungen und Ausgaben in den ice auf⸗ 
1 oder außerordentlich zu genehmigen, % kann die Aufſichtsbehörde unter 

nführung der Gründe die Aufnahme in den Haushaltsplan verfügen oder die 
außerordentliche Ausgabe feſtſtellen. 


* r r = TE Wein, ͤüAX.RRÃ̃ uUU d ⁵Ü— a nen 


Gegen die Verfügung oder Feſtſtellung des Kreis- (Stadt-) Ausſchuſſes 
ſteht wir unter der uf icht deſſelben den Genoſſen as innerhalb 
21 Tagen der Antrag auf mündliche handlung im Verwaltungsſtreit⸗ 
verfahren zu. 8 61 


Zur Veräußerung von Immobilien und zur Aufnahme von Anleihen, 
durch welche der Schuldenbeſtand vermehrt wird, bedarf die Genoſſenſchaft vor⸗ 
gängiger Genehmigung der Aufſichtsbehörde. 

Durch das Statut kann die vorgängige Genehmigung auch für andere 
Fälle vorbehalten werden. 8. 52 


Für die Verbindlichkeiten der öffentlichen Genoſſenſchaft haftet das Ver⸗ 
mögen derſelben. 

Inſoweit daraus Gläubiger der Genoſſenſchaft nicht befriedigt werden 
können, muß der Schuldbetrag durch Beiträge aufgebracht werden, welche von 
dem Vorſtande nach dem im Statut feſtgeſetzten Theilnahmemaßſtabe auf die Ge⸗ 
noſſen umzulegen ſind. 

Die Beitragspflicht zu den Genoſſenſchaftslaſten iſt den gemeinen öffent⸗ 
lichen Laſten 1 Auf den bei dem Unternehmen betheiligten Grund⸗ 
ſtücken haftet He als ſolche in dem durch das Theilnahmeverhältniß (F. 56 Nr. 6 
feſtgeſtellten Umfange. Die Zwangsverſteigerung dieſer Grundſtücke wegen rück⸗ 
ſtändiger Beiträge iſt nicht ausgeſchloſſen. 

Bei Parzellirungen von Grundſtücken, welche der Genoſſenſchaft angeſchloſſen 
ſind, müſſen die Genoſſenſchaftslaſten auf alle Trennſtücke verhältnißmäßig ver⸗ 
theilt werden ($. 56 Ziffer 7). 8 83 


Wird die Zugehörigkeit re Genoſſenſchaft, inſonderheit die e 
ur Theilnahme an den Laſten 1 8 ſo hat hierüber der Genoſſenſchaftsvorſtan 
Bescheid & ertheilen. Gegen den Beſcheid findet innerhalb 21 Tagen die Klage 
bei dem Kreis⸗ (Stadt-) Ausſchuſſe, und, inſofern die Genoſſenſchaft unter der 
alte 75 Bezirksregierung ſteht, die Klage bei dem Bezirksverwaltungs⸗ 
gerichte ftatt. 

Die Klage hält die Vollſtreckung gegen den nach dem Beſcheid zur Tra⸗ 
ung der Genoſſenſchaftslaſten Berpflichteten bis zum Exlaß einer rechtskräftigen 

TOR Der ordentlihe Nager quläfg, fo dude gegen de ernfangich 
er ordentliche Rechtsweg zuläſſig, fo findet gegen die erſtinſtanzliche 
Entſcheidung des Kreis⸗ (Stadt-) Ausf uſſes, besiehungbrneie des Bezirks⸗ 
e ee ein weiteres Rechtsmittel im Verwaltungsſtreitverfahren 
nicht ſtatt. 
$. 54. 


Der Vorſtand kann die in Ausübung ſeiner Befugniſſe gegen einzelne 
Genoſſen gerichteten Anordnungen auf Koſten der Ungehorſamen zur Ausführung 
bringen oder nöthigenfalls mittelſt vorher anzudrohender Ordnungsſtrafen bis zu 
30 Mark aufrecht erhalten. 
Die hiernach feſtgeſetzten Geldſtrafen fließen in die Genoſſenſchaftskaſſe. 
Gr. 8640.) Ä 44* 
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Gegen die Androhung, Feſtſetzung und Ausführung des Zwangsmittels 
findet nach näherer ae der Beſtimmung der > 30 und 36 Abſ. 1 des 
Geſetzes vom 26. Juli 1876, betreffend die Zuſtändigkeit der Verwaltungs⸗ 
behörden und Verwaltungsgerichtsbehörden ꝛc. (Geſetz-Samml. S. 297), die Be⸗ 
ſchwerde oder die Klage ſtatt. Zuſtändig für die Klage iſt bei den der Aufſicht 


der Bezirksregierung unterliegenden Genoſſenſchaften das Bezirksverwaltungs⸗ 
gericht, bei allen übrigen Genoſſenſchaften der Kreis- (Stadt-) Ausſchuß. 


$. 55. 
Rückſtändige Beiträge, fowie die im $. 54 erwähnten Strafen und Koſten 
können im Wege der adminiftrativen Exekution beigetrieben werden. 
Die Exekution kann auch gegen die Pächter und ſonſtigen Nutzungsberech⸗ 
tigten von der Genoſſenſchaft angehörigen Grundſtücken, vorbehaltlich ihres Re⸗ 
greſſes an die eigentlich Verpflichteten, gerichtet werden. 


$. 56. 


Das Genoſſenſchafts⸗-Statut muß enthalten: 

1) den Namen und Sitz der Genoſſenſchaft 

2) den Genoſſenſchaftszweck unter Bezugnahme auf den Plan für die 
Ausführung des genoſſenſchaftlichen Unternehmens, 

3) eine genaue Bezeichnung der Genoſſen und der bei dem Unternehmen 
bethei Men Grundſtücke oder Theile von Grundſtücken, unter Beifügung 
beglaubigter Karten nebſt Regiſter;; 

4) Vorſchriften über die Benutzung und Inſtandhaltung der genoſſenſchaft⸗ 
lichen Anlagen; 

5) die den Genoſſen obliegenden Verpflichtungen 

6) das Verhältniß der Theilnahme an den Nutzungen und Laſten, ſowie 
am Stimmrechte; 

7) Vorſchriften über das Verfahren bei Vertheilung der Genoſſenſchafts⸗ 

ö Ian in Falle der innen ($. 52 ar 905 ſenſchaf 

8) die Art der Wahl und Zuſammenſetzung des Vorſtandes, die Ver⸗ 
waltungsbefugniſſe deſſelben, die Formen fur die Legitimation der Mit⸗ 
glieder des Vorſtandes oder deren Stellvertreter; 

9) die Vorausſetzungen und die Form für die Zuſammenberufung der 
Genoſſen; 

10) die Bezeichnung der Gegenſtände, welche der gemeinſamen Beſchluß⸗ 
faſſung der Genoſſen unterliegen ſollen; 

11) Vorſchriften über die Bildung eines Schiedsgerichts und Bezeichnung 
von Streitigkeiten, welche der Entſcheidung deſſelben unterliegen; 

12) die Form, in welcher die von der Genoſſenſchaft ausgehenden Bekannt⸗ 
machungen erfolgen, ſowie die 3 Blätter, in welchen die für 
die Deffentlichfeit beſtimmten Bekanntmachungen aufzunehmen find; 

13) die Bedingungen für die Aufnahme von Genoffen. 
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. 6. 57. 
Das Statut und jede Abänderung deſſelben bedarf, e der Be⸗ 
ſtimmung in den $$. 59, 68 bis 70, bis zur anderweitigen Organiſation der 
höheren Verwaltungsbehörden der Genehmigung durch den zuſtändigen Miniſter. 
In den Fällen des F. 65 verbleibt es jedoch bei der durch $. 56 des Geſetzes 
vom 28. Februar 1843 (Geſetz⸗Samml. S. 41) und §. 1 der Verordnung vom 
5 Mai 1867 (Geſetz⸗-Samml. S. 769) vorgeſchriebenen landesherrlichen Ver⸗ 
ordnung. 

$. 58. 


Das Statut und jede Abänderung deſſelben iſt nach erfolgter 1 
nach Vorſchrift und mit den Wirkungen des Geſetzes, betreffend die Bekannt⸗ 
machung landesherrlicher Erlaſſe durch die Amtsblätter vom 10. April 1872 
(Geſetz-Samml. S. 357), zu verkünden. Eine Anzeige in der uk 
kann unterbleiben, wenn das Statut vom Minifter genehmigt worden ift. 

Mit dem Zeitpunkte des Inkrafttretens des verkündeten Statuts gilt die 
Genoſſenſchaft als begründet. 

$. 59. 


Das Ausſcheiden von Genoſſen aus einer beſtehenden Genoffenfchaft kann, 
vorbehaltlich der Beſtimmungen in den . 66 Abſ. 3, 68 und 70, nur im 
Einverſtändniſſe beider Theile und mit Genehmigung der Aufſichtsbehörde, welche 


dabei auch das etwaige Intereſſe der Gläubiger zu berückſichtigen hat, erfolgen. 


$. 60. 
Der Vorſtand hat die Genoſſen zuſammenzuberufen, ſobald es das Intereſſe 
der Genoſſenſchaft erfordert, insbeſondere 
1) wenn eine Zwangsvollſtreckung in das Vermögen der Genoſſenſchaft 
fruchtlos geblieben iſt 
2) wenn ein Drittel der Genoſſen es unter Angabe des Zweckes ſchriftlich 
beantragt. 
Wenn der Vorſtand dem letztgedachten Antrage binnen zwei Monaten nicht 
ſtattgegeben hat, ſo Ihn die Aufſichtsbehörde die Genoſſen Aendern. 


K. 61. 


Die Auflöſung der Genoſſenſchaft kann von dem zuſtändigen Miniſter aus⸗ 

geſprochen werden: 

1) auf den Antrag eines Genoſſen, wenn die Genoſſenſchaft nur noch aus 
zwei Mitgliedern befteht; \ 

2) wenn in Jahresfriſt, von der Beſtätigung des Statuts an gerechnet, 
nicht zur Ausführung des Unternehmens geſchritten, oder wenn die 
begonnene Ausführung mindeſtens ein Jahr lang eingeſtellt iſt und die 
Verzögerung durch Verſchuldung der Genoſſen herbeigeführt iſt, oder 
weſentliche e der Genehmigung des Statuts hierdurch 
verändert worden ſind. 

(Nr. 8640.) 
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$. 62. N s 
Die Genoſſenſchaft kann die Auflöſung beſchließen. N | 
Der yurtıkm Sbeſchluß erfordert zu feiner Gültigkeit eine Mehrheit von 
zwei Dritteln der Stimmen und die Genehmigung des zuftändigen Miniſters. 


$. 63. 
Die Auflöſung der eee tritt in Kraft, ſobald der Beſchluß des 
Miniſters (§§. 61, 62) dem Vorſtande der Genoſſenſchaft zugeſtellt worden iſt. 


$. 64. 
Nach Auflöſung der Genoſſenſchaft erfolgt die Liquidation durch den 
Personen. oder die durch Statut oder Beſchluß der Genoſſenſchaft dazu berufenen 
erſonen. 


II. Beſondere Vorſchriften für Genoſſenſchaften zur Ent- oder 
Bewäſſerung von Grundſtücken für Zwecke der Landeskultur. 


$. 65. 

Der Eintritt in eine neu zu bildende Genoſſenſchaft dur Ent⸗ oder Be 
wäſſerung von Grundſtücken kann gegen widerſprechende Eigenthümer der bei dem 
Unternehmen zu betheiligenden Grundſtücke erzwungen werden: 

1) wenn das Unternehmen Zwecke der Landeskultur verfolgt, und 

2) nur bei Ausdehnung auf die in dem Eigenthum der Widerſprechenden 

befindliche Grundfläche zweckmäßig ausgeführt werden kann, und wenn 

3) die Mehrheit der Betheiligten, nach der Fläche und dem Kataſtral⸗ 

reinertrage der 0 betheiligenden Grundſtücke berechnet, ſich für das 
Unternehmen erklärt hat. f 

Bei der unter Ziffer 3 erwähnten Abſtimmung können nur die Eigenthümer 
der bei dem . u betheiligenden Grundſtücke mitwirken. 

Hinſichtlich ſolcher Grundſtücke, für welche das Unternehmen eine erhöhte 
den e keit nicht in Ausſicht ſtellt oder deren beſondere Benutzungsart für 
den Eigenthümer von größerem Vortheile iſt, als die durch das Unternehmen 
beabſichtigte Verbeſſerung, findet ein Zwang zum Eintritt nicht ſtatt. 


$. 66. 


In Ermangelung anderweiter Vereinbarung ſoll die Theilnahme an den 
Genoffenſchaftslaſten nach Maßgabe der den Genoſſen aus den Genoſſenſchafts⸗ 
anlagen erwachſenden Vortheile geregelt werden. 

Ergiebt ſich nach Ausführung des Ent⸗ oder Bewäſſerungs⸗Unternehmens, 
daß ein der Genoſſenſchaft angehöriges Grundftüd keinen Vortheil von dem Unter- 
nehmen ER fo kann von dem Genoſſen für die Dauer dieſes Zuftandes der 
ben chaft gegenüber der gänzliche Erlaß der auf das Grundſtück nach 
a eſtehenden Theilnahmemaßfia entfallenden Genoſſenſchaftsbeiträge verlangt 
werden. 
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| Ergiebt ſich aber, daß ein der Genoſſenſchaft angehöriges Grundſtück 
dauernden Nachtheil von dem Unternehmen hat, fo kann der Beſttzer deſſelben 
das Ausſcheiden des Grundſtücks aus der Genoſſenſchaft verlangen. Die Genoſſen⸗ 
ſchaft kann in dieſem Falle das Grundſtück im Enteignungsverfahren erwerben, 
wenn ſie daſſelbe zur Durchführung der e e für nöthig erachtet. 
Auf die Ermittelung der Entſchädigung finden diejenigen Vorſchriften An⸗ 
wendung, welche in Enteignungsfällen für Zwecke der Vorfluth in den einzelnen 
Landestheilen Platz greifen. 8 67 


Das Stimmverhältniß der Genoſſen iſt in Ermangelung anderweiter Ver⸗ 
einbarung nach dem Verhältniſſe ihrer Theilnahme an den Genoſſenſchaftslaſten 
derart Feihuftellen, daß jeder beitragspflichtige Genoſſe mindeſtens eine Stimme hat. 
$. 68. 2 
Das Ausſcheiden von Grundſtücken ($. 59), welche der Genoſſenſchaft an 
gehören, kann von dieſer gegen den Willen der Eigenthümer Wale t werden, 
wenn andernfalls die Erreichung des Genoſſenſchaftszweckes gefährdet werden würde. 
Dem Ausſcheidenden iſt volle Entſchädigung zu leiſten; eine Wertherhöhung, 
welche das Grundſtück erſt in Folge des gemoffenfehaftlichen Unternehmens gewinnen 
würde, kommt jedoch bei der Bemeſſung der Entſchädigung nicht in Anſchlag. 


$. 69. 

Die Genoſſenſchaft iſt verpflichtet, Eigenthümer benachbarter Grundſtücke 
auf deren e N Genoſſenſchaft uf nehmen wenn die Ent⸗ oder 
Bewäſſerung dieſer Grundſtücke ine Mitbenutzung der genofienfepaftligen An⸗ 
lagen auf die zweckmäßigſte Weiſe erfolgen kann und die Anlagen der Genoſſen⸗ 
ſchaft bei entſprechender Einrichtung hinreichen, um ohne Nachtheile gen die 
bereits vorhandenen Mitglieder den . Bedürfniſſen zu entſprechen. 

Der neu hinzutretende Genoſſe hat jedoch der Genoſſenſchaft einen ent⸗ 
ſprechenden Antheil an den Anlagekoſten Mi zahlen. 

Auch hat derſelbe die durch die Mitbenutzung der genoſſenſchaftlichen An⸗ 
lagen erwachſenden beſonderen Koſten zu tragen. 


$. 70. 


Streitigkeiten in den Fällen des $. 66 Abſ. 2 und 3 lerſter Satz), $. 68 
und F. 69 unterliegen, mit Ausſchluß des ordentlichen Rechtsweges, der Ent⸗ 
ſcheidung des Bezirksverwaltungsgerichts. 


III. Vorſchriften für das Verfahren zur Begründung öffentlicher 
l Genoſſenſchaften. 
. . 


Vorarbeiten, welche zur Vorbereitung einer öffentlichen Genoſſenſchaft erfor⸗ 
derlich find, muß auf Anordnung des Kreis- (Stadt-) Ausſchuſſes der Beſitzer 
auf feinem Grund und Boden geſchehen laſſen. Es iſt ihm jedoch der hierdurch 
etwa erwachſende, nöthigenfalls im Rechtswege feftzuftellende Schaden zu vergüten. 

(Nr. 8640.) 
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Zur Sicherſtellung der hend ae darf der Kreis- (Stadt-) Ausſchuß vor 
Beginn der Handlungen vom Unternehmer eine Kaution beſtellen laſſen und deren 
Höhe beſtimmen. Er iſt hierzu verpflichtet, wenn ein Betheiligter die Kautions⸗ 
ſtellung verlangt. 

Die Geſtattung der Vorarbeiten wird von dem Kreis-(Stadt-⸗) Ausſchuſſe 
in dem für öffentliche Bekanntmachungen von ihm benutzten Blatte generell 
bekannt gemacht. Von jeder Vorarbeit hat der Unternehmer unter Bezeichnung 
der Zeit und der Stelle, wo ſie ſtattfinden foll, mindeſtens zwei Tage zuvor den 
Vorſtand des betreffenden Guts⸗ oder Gemeindebezirks in Kenntniß zu ſetzen, 
welcher davon die betheiligten Grundbeſitzer ſpeziell oder in ortsüblicher Weiſe 
. benachrichtigt. Dieſer Vorſtand iſt ermächtigt, dem Unternehmer auf 

eſſen Koſten einen beeideten Taxator zu dem Zwecke zur Seite zu ſtellen, um 

vorkommende Beſchädigungen lch def feſtzuſtellen und abzuſchätzen. Der abge⸗ 
dete Schaden iſt, vorbehaltlich deſſen anderweiter Feſtſtellung im Rechtswege, 
en Betheiligten (Eigenthümer ee Pächter, Verwalter) ſofort auszuzahlen, 
widrigenfalls der Ortsvorſtand auf den Antrag des Betheiligten die Fortſetzung 
der Vorarbeiten zu hindern verpflichtet iſt. 

Zum Betreten von Gebäuden und eingefriedigten Hof- oder Gartenräumen 
bedarf der Unternehmer, inſoweit dazu der Grundbeſitzer ſeine Einwilligung nicht 
ausdrücklich ertheilt, in jedem einzelnen Fa einer beſonderen Erlaubniß der Orts⸗ 
polizeibehörde, ae ie Beſitzer zu benachrichtigen und zur Offenſtellung der 
Räume zu veranlaſſen hat. 1 

Eine Zerſtörung von Baulichkeiten jeder Art, ſowie ein Fällen von Bäumen 
iſt nur mit beſonderer Geſtattung des Kreis (Stadt-) Ausſchuſſes zuläſſig. 

Gegen den Beſchluß des Kreis- (Stadt-) Ausſchuſſes findet, ſoweit nicht 
der ordentliche Rechtsweg zuläſſig iſt, innerhalb 21 Tagen die Beſchwerde an 
den Bezirksrath ſtatt. 

$. 72. 

Die Bildung einer öffentlichen Genoſſenſchaft kann erfolgen: 

1) auf Antrag ſolcher Grundeigenthümer oder Verbände, welche nach den 
Vorſchriften dieſes Geſetzes der zu bildenden Genoſſenſchaft als Mit⸗ 
glieder angehören können ($. 5); 

2) im öffentlichen Intereſſe auf Antrag der Regierung (Landdroſtei), in 
deren Bezirk das Unternehmen ganz oder theilweiſe zur Ausführung 
gelangen ſoll. “ 

$. 73. 

Der Antrag iſt an denjenigen Oberpräfidenten zu richten, in deſſen Ver⸗ 
. das Unternehmen ganz oder zum größten Theile ausgeführt 
werden ſoll. 

5 §. 74. 

Zur Begründung des Antrags auf Bildung einer öffentlichen Genoſſenſchaft 
ſind erforderlich: 

1) die zur Erläuterung des Unternehmens erforderlichen Zeichnungen und 

Beſchreibungen 


Bun = 

2) eine Veranſchlagung der auf das Unternehmen zu verwendenden Koſten 

3) die Bezeichnung der Grundſtücke, auf welche ſich das Unternehmen 
ee foll, ſbwie der zu demſelben ſonſt heranzuziehenden Korpora⸗ 
ionen 

4) eine Erklärung über die vorläufige Herbeiſchaffung der durch das Ver⸗ 
fahren — Auslagen. f 


$. 75. 


. „ann oder will der Antragſteller das zur Begründung des Antrags erforder⸗ 
liche Material nicht ſelb beſchaffen, ſo hat auf deſſen Antrag der Oberpräſident 
zu dieſem Zweck einen Kommiſſarius ($. 77) zu ernennen. 


$. 76. 


Ergiebt die Prüfung ohne Weiteres die Unzuläſſigkeit des Antrags, fo iſt 
letzterer durch Beſcheid des Oberpräſidenten 8 28 


$. 77. 


Im entgegengeſetzten Falle ernennt der Oberpräſident einen Kommiſſar zur 
Leitung des ee Er ift befugt, die Leitung einer Auseinanderfegunnge 
behörde zu übertragen. 8 

In allen Fällen kann der Oberpräſident 15 Beſtreitung der Koſten für die 
Begründung des Antrags, ſowie für die Leitung des Verfahrens einen ange⸗ 
en Koſtenvorſchuß von dem Antragſteller gaſtderh 

Soweit nicht dieſes Geſetz etwas Anderes beſtimmt, ſind bei der Ladung 
der Betheiligten die für das Verfahren in Auseinanderſetzungsſachen geltenden 
Vorſchriften zun Anwendung zu bringen. 


$. 78. 


Wird der Plan von allen Betheiligten genehmigt, fo hat der Kommiſſarius 
das Genoſſenſchafts⸗Statut ($. 59 u entwerfen, die l der Betheiligten 
8 dem Statute einzuholen und affelbe demnächſt amtlich zu beglaubigen. Die 

orladung der Betheiligten zur Genehmigung des Statuts erfolgt unter der 
Verwarnung, daß gegen den Ausbleibenden angenommen wird, er wolle dem 
Beſchluſſe der Erſchienenen zuſtimmen. 


$. 79. 


Sofern für eine neu zu bildende Genoſſenſchaft ein Beitrittszwang gegen 
widerſprechende Eigenthümer betheiligter Grundſtücke verlangt wird ($. 65), dat 
der Kommiſſar die Fläche und den Kataſtralreinertrag der bei dem beabſichtigten 


ee ee Unternehmen betheiligten Grundſtücke und die Eigenthümer 


erſelben feſtzuſtellen und mit letzteren, erforderlichen Falls nach zuvoriger Anhörung 

oder unter Zuziehung von Sachverſtändigen, das Unternehmen ſelbſt, die erhobenen 

Einwendungen und die geſetzlichen Vorausetzungen für Anwendung des Bei⸗ 
Gef. Samml. 1879. (Nr. 8640) 45 
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trittszwanges gegen Widerſprechende ($. 65), die Bildung der Genoffenfchaft, das 
Genoſſenſchafts⸗Statut und etwaige Anträge des Antragſtellers auf Erſtattung von 
Koſten (F. 85) zu erörtern und über alle entſcheidenden Punkte die Abſtimmung 
der Betheiligten zu veranlaſſen. 


$. 80. 


Im Falle des F. 79 find die Betheiligten zu den terminlichen Verhand— 
lungen unter dem Rechtsnachtheile vorzuladen, daß die Nichterſcheinenden oder 
Nichtabſtinmenden demjenigen zuſtimmend angeſehen werden ſollen, wofür die 
Mehrheit der iR: ebenen Stimmen ſich erklärt. 

Bei der W über die Bildung der Genoſſenſchaft iſt nur dann 
eine Mehrheit zu Gunſten der Genoſſenſchaftsbildung anzunehmen, wenn die Zu⸗ 
ſtimmenden nach der Fläche und nach dem Kataſtralreinertrage der betheiligten 
Grundſtücke die Mehrheit bilden. . 

Bei allen abe Abſtimmungen wird die Mehrheit nur nach dem Kataſtral⸗ 
reinertrage der Grundſtücke berechnet. 


$. 81. f 

get die Bildung der Genofjenfchaft die Zuſtimmung der Betheiligten oder 
im Falle des §. 80 die Zuſtimmung der Mehrheit gefunden, ſo Er der Kom⸗ 
miſſar die Betheiligten und zwar im Falle des $. 80 ſowohl die Zuſtimmenden, 
als auch die Widerſprechenden zur Wahl von Bevollmächtigten zu veranlaſſen. 

Die Betheiligten find zu dieſem Zweck unter den im $. 80 Abſ. 1 be 
zeichneten Rechtsna 9.78 vorzuladen. 

Im Falle des F. 78 wird die Mehrheit in Ermangelung einer anderweiten 
Vereinbarung lediglich nach der Kopfzahl beſtimmt. 

Die Wahl von Bevollmächtigten kann unterbleiben, wenn die Zahl der 
Betheiligten nicht mehr als fünf beträgt. 


$. 82. 
Nach Beendigung der kommiſſariſchen Verhandlungen beſchließt der zuſtändige 
Miniſter, ob das Statut zu genehmigen, bezw. die nach $. 57 ertotberlice landes⸗ 
herrliche Verordnung zu erwirken iſt. 


$. 83. 
Nach Begründung einer öffentlichen Genoſſenſchaft hat die Aufſichtsbehörde 
die ſofortige Wahl und Einſetzung des Genoſſenſchaftsvorſtandes zu veranlaſſen. 


$. 84. 


Sämmtliche in dem Verfahren vorkommenden Verhandlungen und Gefchäfte, 
einſchließlich der von den Gerichten und anderen Behörden vorzunehmenden, ſind 
gebühren- und ſtempelfrei. Es werden nur baare Auslagen in Anſatz gebracht. 

ie letzteren ſind, ſoweit ſie nicht aus der Staatskaſſe beſtritten werden, von dem 
Antragſteller zu tragen, wenn der Antrag zurückgewieſen oder zurückgezogen iſt, 
andernfalls von der Genoſſenſchaft. j 
Die Koften des Beſchwerdeverfahrens trägt der Unterliegende. 


| 
\ 
i 


9 f | 

Wird die Genoſſenſchaft begründet, fo kann der zuſtändige Minifter die 
Erſtattung der von dem Antragſteller auf nothwendige Vorarbeiten zweckdienlich 
verwendeten baaren Auslagen der Genoſſenſchaft zur 3 legen, ſofern dies vor 
Abſchluß der kommiſſariſchen Verhandlungen von dem Antragſteller beantragt iſt. 


IV. Vorſchriften für das Liquidationsverfahren. 


$. 86. 

Die Auflöſung der Genoſſenſchaft ($$. 61 ff.) iſt von der Aufſichts⸗ 
behörde in dem für ihre amtlichen Bekanntmachungen und von dem Genoſſen⸗ 
ſchaftsvorſtande in dem für die Bekanntmachungen der Genoſſenſchaft beſtimmten 
Blatte ſofort zu veröffentlichen. 

In der Bekanntmachung des Vorſtandes müſſen die Perſonen bezeichnet 
werden, welchen die Liquidation obliegt 8 64), und die Gläubiger aufgefordert 
werden, bei einem der Liquidatoren ſich zu melden. Forderungen, welche 
binnen Jahresfriſt nicht angemeldet werden, bleiben bei der Vertheilung un- 
berückſichtigt. 

$. 87. 


Die $$. 35 bis 42 finden auch auf die Liquidation der öffentlichen Genoſſen⸗ 
ſchaften Anwendung. 

An Stelle der in den $$. 35 und 36 verordneten Anmeldung behufs Ein⸗ 
tragung in das Regiſter tritt eine Anzeige an die Aufſichtsbehörde, welche die⸗ 
ſelbe in dem für ihre amtlichen Bekanntmachungen beſtimmten Blatte zu ver⸗ 
öffentlichen hat. 

$. 88. 


Nach Beendigung der Liquidation werden die Bücher und Schriften der 
aufgelöſten Genoſſenſchaft von der Aufſichtsbehörde in Verwahrung genommen. 
is Die Genoſſen und ihre Rechtsnachfolger haben das Recht auf Einficht und 

enutzung. 


V. Vorſchriften für bereits beſtehende Genoſſenſchaften. 


$. 89. 


Die beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes beſtehenden, auf Grund der $$. 56 
bis 59 des Geſetzes vom 28. Februar 1843 (Geſetz-Samml. S. 5 „der Artikel 1 
und 2 des Geſetzes vom 11. Mai 1853 (Geſetz⸗Samml. S. 182) und der Ver⸗ 
ordnung vom 28. Mai 1867 (Geſetz-Samml. S. 769) errichteten Genoſſenſchaften 
gelten als öffentliche Genoſſenſchaften im Sinne dieſes Geſetzes. f 

Auf dieſelben finden die Vorſchriften der $$. 7, 9, 10, 47 bis 55, 57 
bis 64, 66 Abſ. 2, 3 und 4, 68 bis 70, 86 bis 88 Anwendung. Die in 
85 61 Nr. 2 beſtimmte Friſt beginnt für dieſe Genoſſenſchaften erſt mit dem Tage 
es Inkrafttretens des gegenwärtigen Geſetzes. 
Gr. 8640.) 45* 


verbleibt es bei den bisherigen Beſtimmungen. Sie können jedoch, . die 
is 
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$. 90. 
Hinſichtlich der auf Grund anderer Vorſchriften errichteten Genoſſenſchaften 


m $. 1 bezeichneten Zwecke verfolgen, nach Maßgabe der 88.72 b als 


öffentliche Genoſſenſchaften im Sinne dieſes Geſetzes begründet werden. 


VI. Behörden. 


. 
Beſchwerden ſind bei derjenigen Behörde, gegen deren Verfügung, Beſchluß 
oder Entſcheidung ſie ſich richten, innerhalb 21 Tagen ſchriftlich We una 
Die nach Maßgabe dieſes Geſetzes auf Beſchwerden gefaßten Beſchlüſſe des 
Oberpräſidenten ſind endgültig. Ueber Beſchwerden busch Verfügungen oder 
Entſcheidungen, welche der Oberpräſident nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes 
in erſter Inſtanz erläßt, entſcheidet der zuſtändige Miniſter. 
§. 92. 
Die in den $$. 50, 53, 71 und 91 vorgeſchriebenen Friſten find präklu⸗ 


ſwiſch. Sie beginnen mit der Zuſtellung der Verfügung, des Beſchluſſes oder 
der Entſcheidung. Der Tag der Zuſtellung wird nich mitgerechnet. 


§. 93. 
Der Oberpräſident und die von demſelben beſtellten e ſind 
befugt, Erhebungen an Ort und Stelle zu veranlaſſen, amtliche Auskunft zu 
verlangen, Zeugen und Sachverftändige zu laden und eidlich zu vernehmen. 


$. 94. 
Der Oberpräſident beſchließt endgültig über Beſchwerden, welche die Leis 
tung des Verfahrens zum Gegenſtande haben. 


§. 95. 

In den Hohenzollernſchen Landen werden die nach dieſem Geſetze dem 
Oberpräſidenten obliegenden Geſchäfte von dem Regierungspräſidenten wahr⸗ 
genommen. 

ö $. 96. 


In der Zuſtändigkeit der Auseinanderſetzungsbehörden zur Regulirung der 
mit ihren Geſchäften verbundenen Waſſerſtands⸗, Ent und Bewäſſerungs⸗ 
angelegenheiten wird durch das gegenwärtige Geſetz nichts geändert. 

„ 

In denjenigen Landestheilen, in welchen die Provinzialordnung vom 
29. Juni 1875 (Geſetz⸗Samml. S. 335) keine Geltung hat, finden die Beftim- 
mungen dieſes Geſetzes mit folgenden Maßgaben Anwendung: 

1) Die Aufſicht über die öffentlichen Genoſſenſchaften ($$. 49 ff.) wird von 

der Bezirksregierung (Landdroſtei), in deren Verwaltungsbezirk die 
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Genoſſenſchaft ihren Sitz hat, und in der Beſchwerdeinſtanz vom Ober⸗ 
präſidenten geführt. 


2) Behauptet die Genoſſenſchaft, daß eine von dem Oberpräſidenten auf 
Grund der $$. 50 und 54 getroffene Verfügung dem Statut oder dem 
Geſetze widerſpricht, ſo findet innerhalb 21 Tagen die Klage bei dem 
Oberverwaltungsgerichte ſtatt. 


3) Im Falle des F. 53 findet gegen den Beſcheid des Genoſſenſchafts⸗ 
vorſtandes, unbeſchadet des ordentlichen Rechtsweges, die Beſchwerde 
an die Aufſichtsbehörde und in letzter Inſtanz an den Oberpräſidenten 
ſtatt. Die Entſcheidung des Letzteren iſt vorläufig vollſtreckbar. 


4) Im Falle des F. 71 tritt an die Stelle des Kreis- (Stadt-) Ausſchuſſes 
die 5 (Landdroſtei) und an die Stelle des Bezirksraths 
der Oberpräſident. 


5) In den Hohenzollernſchen Landen werden die nach dieſem Geſetze den 
Kreis- (Stadt-) Ausſchüſſen obliegenden Geſchäfte von dem Amts⸗ 
ausſchuſſe wahrgenommen. 


$. 98. 


In den nach dieſem Geſetze im Verwaltungsſtreitverfahren zu erledigenden 
Angele 0 (F. 70) tritt dort, wo das Geſetz vom 3. Juli 1875 dGeſeßSamml. 
S. 375) keine Geltung hat, an die Stelle des Bezirksverwaltungsgerichts die 
Regierung (Landdroſtei). 

Hinſichtlich des Verfahrens, ſowie der Rechtsmittel im Verwaltungsſtreit⸗ 
1 und der Juſten digg des Oberverwaltungsgerichts finden die Vorſchriſten 
des Geſetzes vom 3. Juli 1875 entſprechende Anwendung. 


Vierter Abſchnitt. 
Strafbeſtimmungen. 


$. 99. 
Mit Geldſtrafe bis zu 150 Mark wird beſtraft: 


wer als Vorſteher oder Liquidator einer Genoſſenſchaft es unterläßt, 
den Ein⸗ oder Austritt von Mitgliedern der Genoſſenſchaft oder von 
Vorſtandsmitgliedern ($$. 17, 18, 29), die Abänderung der Statuten 
$. 19), die Auflöſung der Genoſſenſchaft ($. 32), die Beſtellung von 
iquidatoren oder das Ausſcheiden derſelben oder das Erlöſchen ihrer 
Vollmacht ($$. 35, 87) anzuzeigen oder anzumelden, die Auflöſung der 
or DH bekannt zu machen ($$. 32, 86) oder die Eintragungen 
der Betheiligung ($. 26) rechtzeitig zu beantragen. 
(Nr, 8640-8641.) 
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Fünfter Abſchnitt. 


Schlußbeſtimmungen. 
$. 100. 
90 Alle dem gegenwärtigen Geſetze entgegenſtehenden Vorſchriften werden auf— 
gehoben. 
$. 101. 


Gegenwärtiges Geſetz tritt am 1. Oktober 1879 in Kraft. 


Arkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 1. April 1879. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Stolberg. Leonhardt. Falk. v. Kameke. Friedenthal. 


v. Bülow. Hofmann. Gr. zu Eulenburg. Maybach. Hobrecht. 


(Nr. 8641.) Verordnung, betreffend die für die Beſtimmung des Dienſtalters der Richter 
maßgebenden Grundſätze. Vom 16. April 1879. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen u. 


verordnen auf Grund des §. 9 des Ausführungsgeſetzes zum Deutſchen Gerichts- 
verfaſſungsgeſetze vom 24. April 1878 (Gefeh- Samml. & 230), was folgt: 


. 

In dem Befoldungs- Etat der Senatspräſidenten der Oberlandesgerichte wird 
die Reihenfolge durch das Alter der Ernennung zum Senatspräſidenten beſtimmt. 

Hat der zum Senatspräſidenten Ernannte vorher ein Richteramt oder ein Amt 
in der Juſtizverwaltung bekleidet, mit welchem der Rang der Räthe der dritten oder 
einer noch höheren e verbunden war, ſo tritt er in die Reihenfolge der 
Senatspräſidenten nach dem Alter ſeiner Ernennung zu jenem Amte. 

Die Präſidenten der A pellationsgerichte, welche als Senatspräſidenten 
angeſtellt werden, gehen allen Anderen vor, und rangiren untereinander nach dem 
Alter der Ernennung zum Appellationsgerichtspräſidenten. 


§. 2. 
In dem Befoldungs- Etat der e wird die Reihenfolge 
durch das Alter der Ernennung zum Landgerichtspräſidenten beftimmt; im Uebrigen 
finden die Beſtimmungen des F. 1 entſprechende Anwendung. 
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| $. 3. 

In dem Beſoldungs⸗Etat der Oberlandesgerichtsräthe wird die Reihenfolge 
durch das Alter der Ernennung zum Oberlandesgerichtsrath beſtimmt. 

Hat der zum Mitgliede eines ng Ernannte vorher ein 
Richteramt oder ein Amt in der Juſtizverwaltung bekleidet, mit welchem der Rang 
der Räthe vierter Klaſſe verbunden war, fo tritt er in die Reihenfolge der Ober- 
landesgerichtsräthe ag dem Alter feiner Ernennung zu jenem Amte. 

Haben die zu a Ernannten vorher ein Richteramt 
oder ein Amt in der Juſtizverwaltung bekleidet, mit welchem der Rang der Räthe 
dritter oder einer noch höheren Rangklaſſe verbunden war, ſo gehen dieſelben 
allen Anderen vor, und rangiren untereinander nach dem Alter der Ernennung 
zu jenem Amte. 8 4 


In dem Beſoldungs⸗Etat der Landgerichtsdirektoren wird die Reihenfolge 
durch das Alter der Ernennun 125 Landgerichtsdirektor beſtimmt; im Uebrigen 
finden die Beſtimmungen des 8 entſprechende Anwendung. 


$. 5. 
Für jeden Oberlandesgerichtsbezirk wird ein gemeinſchaftlicher Beſoldungs⸗ 
Etat der Landrichter und Amtsrichter gebildet und die Reihenfolge der Richter 
durch das Dienſtalter als Gerichtsaſſeſſor (frichterliches Dienſtalter) beſtimmt. 
Dabei gelten jedoch die nachfolgenden näheren Beſtimmungen: 

1) die früheren Patrimonialrichter behalten das ihnen auf Grund des 
Allerhöchſten Erlaſſes vom 19. März 1850 (Geſetz-Samml. S. 274) 
beigelegte Dienftalter; 

2) die Friedensrichter im Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Cöln 
treten in den Etat der Richter erſter Inſtanz mit dem Deenſtalter ein, 
welches ihnen durch den Allerhöchſten Erlaß vom 20. März 1872 
(Geſetz⸗Samml. S. 261) für den Etat der Friedensrichter beigelegt iſt 

3) in dem . des Oberlandesgerichts zu Caſſel erfolgt die Bildung 
| des neuen Etats und der ſpätere Eintritt in denſelben nach den bis⸗ 
| herigen für den Bezirk des Appellationsgerichts zu Caſſel in Betreff 
ö des richterlichen Dienſtalters beobachteten Grundſätzen; 
4) in dem Bezirk des Oberlandesgerichts zu Celle treten die vor dem 
| 1. Oktober 1879 im Bezirk des Appellationsgerichts zu Celle angeſtellt 
geweſenen Mitglieder der Obergerichte und Amtsgerichte nach Maßgabe 
ihres bisherigen richterlichen Dienſtalters in den neuen Bejoldungs- tat 
über; denjenigen Mitgliedern jedoch, welche bei ihrem Eintritt in den 
bisherigen Etat der Obergerichte und Amtsgerichte eines bereits ander⸗ 
weit begründeten richterlichen Dienſtalters verluſtig gegangen waren, 
wird ihre Stelle auf Grund des $. 6 beſonders angewieſen werden. 
Inſoweit die vorſtehenden Beſtimmungen zu einer Entſcheidung nicht führen 
würden, erfolgt die Feſtſetzung des Dienſtalters fir diejenigen vor dem 1. Oktober 
1879 angeſtellt geweſenen Suftisbeamten, welche die große Staatsprüfung nad) 
(Nr. 8641.) 
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den in den älteren Provinzen in Geltung geweſenen Vorſchriften nicht abgelegt 
aben, in der Art, daß von der durch die erſte Staatsprüfung, oder, wo eine 
ſolche nicht erfordert wurde, durch den Eintritt in den Staatsdienſt oder in die 
Advokatur begründeten Dienſtzeit ein vierjähriger Zeitraum in Abzug gebracht wird. 


. 6. 


Dem Juſtizminiſter ſteht die Befugniß zu, in einzelnen Fällen zur Be⸗ 
ſeitigung von 9895 Unbilligkeiten einzelnen Richtern ihre Stellen in den 
neuen Etats beſonders anzuweiſen; c die e von dem richterlichen 
Dienſtalter ab (F. 5) und umfaßt ein Etat nur ſolche Richter, welche die große 
Staatsprüfung abgelegt haben, ſo findet dieſe Beſtimmung keine Anwendung. 


§ 7. 
Bei der Aufnahme in den Preußiſchen Richterdienſt kann die Zeit, welche 
der Aufzunehmende außerhalb des Juſtizdienſtes in einem unmittelbaren oder 
mittelbaren Amte des Preußiſchen Staatsdienſtes, im Reichsdienſte oder im Dienſte 
eines Deutſchen Bundesſtaates 10 5 hat, ingleichen die Dienſtzeit als 12 5 
anwalt oder Notar mit Königlicher Genehmigung ganz oder theilweiſe auf das 
richterliche Dienſtalter in Anrechnung gebracht werden. € 


$. 8. 
Diefe Verordnung tritt gleichzeitig mit dem Deutſchen Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetze in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. N 


Gegeben Berlin, den 16. April 1879. 


(L. S.) Wilhelm. 
. Leonhardt. 


Redigirt im Bürean des Staats- Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der vormaligen Geheimen Ober- Hofbuchdruckerei (unter Reichs verwaltung). 


